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Preußiſche Geſetzſammlung 


Sa BA : er g Nr. 50. 


4 


(Nr. 12894.) Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
16. März 1924 (Geſetzſamml. S. 139). Vom 21. Oktober 1924. 


Oer Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Stempelſteuergeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 16. März 1924 (Geſetzſamml. 
S. 139) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 1 werden im Abſ. 1 die Worte „und die in der Tarifſtelle 48 Jerwähnten mind 
lichen Verträge“ geſtrichen. 
Folgender Satz wird dem Abſ. 1 hinzugefügt: 
Für die Berechnung und Say ung dieſer Abgaben gelten die Vorſchriften des Artikels I 
Ziffer 1 Abſ. 1, 3 bis 5, Ziffer 2 der Verordnung über die Erhebung der Stempel⸗ 
ſteuern nach dem Goldwerte vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 43). 
2. Im SA Abſ. 1 werden 

a) die Vorſchriften unter e und k geſtrichen; die Vorſchriften unter d, e, g und h er⸗ 
halten die Bezeichnungen e, d, e und f; 

b) hinter k (bisher h) unter g und ) folgende Beſtimmungen eingefügt: — 

g) alle Rechtsvorgänge, die eine Übertragung oder Beſchränkung des Eigentums oder 
Beſitzes ausſchließlich im öffentlichen Intereſſe der Denkmalspflege, des Natur- oder 
Heimatſchutzes zum Gegenſtande haben, ſofern im Einzelfall ein ſolches ausſchließlich 
öffentliches Intereſſe vom Finanzminiſter als vorliegend anerkannt worden iſt; 

h) Urkunden, welche die Erfüllung einer geſetzlichen 1 zum Gegenſtande 
haben. 

3. Im § 5 Abſ. 1 

a) die Beſtimmung unter e erhält folgende Faſſung: 

e) Gemeinden (Gutsbezirke) und Verbände von ſolchen in Kirchen-, Schul- und Armen 
ſowie Fürſorgeangelegenheiten im Sinne der Verordnungen über die Fürſorgepflicht 
vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100) und über Erwerbsloſenfürſorge 
vom 16. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 127); 

b) unter f werden hinter den Worten „fünf vom Hundert“ die Worte „des Goldwerts der 
Einlagen“ NEN und die Worte „nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile’! 
durch die Worte „nicht mehr als der Goldwert der von ihnen eingezahlten Beträge“ 
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erſetzt. Hinter dem erſten Satze des erſten Abſatzes der Beſtimmung unter kf wird 

folgender Satz eingefügt: „Für die Errechnung der Goldwerte gelten die vom Reichs- 

miniſter der Finanzen auf Grund des Artikels XIX, § 1 Abf. 1 der Zweiten Steuernot- 

verordnung vom 19. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1205) erlaſſenen Beſtimmungen.“ 
4. § 11 erhält folgende Faſſung: 

Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 0,50 Goldmark und ſteigt in Abſtufungen 
von je 0,50 Goldmark, wobei über den Betrag von 0,25 beziehungsweiſe 0,75 Goldmark 
fteigende Beträge auf 0,50 beziehungsweiſe 1 Goldmark erhöht und Beträge, die unter 
dieſer Grenze bleiben, nicht berückſichtigt werden. a 

5. Im § 12 wird im Abſ. 1 unter a hinter dem Worte „Abſchriften“ das Wort „und“ 
eingefügt und werden die Worte „Auszügen und Genehmigungen aller Art“ geſtrichen. 

6. Im 814 Fr 

a) erhält Abſ. 1 unter e folgende Faſſung: 

e) Entrichtung der Stempelabgabe nach den für Gerichtskoſten geltenden Beſtimmungen 
in denjenigen Fällen, in welchen ſie nach den Beſtimmungen des Preußiſchen Ge 
richtskoſtengeſetzes bei den Gerichtskoſten zu vereinnahmen iſt, ſowie in ſolchen 
Fällen, in denen Urkunden über das einer Auflaſſung zugrunde liegende und mit 
dieſem im Zuſammenhange ſtehende Rechtsgeſchäft ohne die vorgeſchriebenen Stempel 
bei Gericht vorgelegt werden; N i 

b) werden im Abſ. 2 Satz 1 hinter den Worten „für den Verkehr beſtimmter Perſonen“ 
die Worte „oder für beſtimmte Fälle“! und hinter dem Worte „jährlichen“ die Worte 
„oder einmaligen“ eingefügt. 
7. Im § 15 wird im Abſ. 1 Satz 1 hinter dem Worte „Abſchriften!“ das Wort „und.“ 
eingefügt und werden die Worte „Auszügen und Genehmigungen aller Art geſtrichen. 
Der Abſ. 2 des § 15 wird geſtrichen. Abſ. 3 wird Abf. 2. 
5 3. Im § 16 wird im Abf.! die Vorſchrift unter b geſtrichen. Die Vorſchriften unter e 
bis e erhalten die Bezeichnungen b bis d. a 
9. Im § 17 werden im Abſ. 2 die Worte „die in der Tarifſtelle „Pacht- und Mietverträge!“ 
aufgeführten Verzeichniſſe oder“ geſtrichen. 
Die Abſ. 3 und 7 werden geſtrichen. 
Die Abſ. 4 bis 6 erhalten die Bezeichnung 3 bis 5. 
10. Der § 25 erhält folgenden Zuſatz als Abſ. 4: 
(4) Für die Erſtattung gelten die Vorſchriften des Artikels 2 Ziffer 5 der Ver— 
ordnung über die Erhebung der Stempelſteuern nach dem Goldwerte vom 18. Januar 1924 
(Geſetzſamml. S. 43). 


11. Im $ 31 erhält 
a) Abf. 2 folgende Faſſung: 
(2) Alle Behörden und Beamten, einſchließlich der Notare, ferner juriſtiſche Per- 
ſonen des öffentlichen Rechtes, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
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eingetragene Genoſſenſchaften, Gewerkſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Kommanditgeſellſchaften, offene Handelsgeſellſchaften, Verſicherungsgeſellſchaften auf 
Gegenſeitigkeit und diejenigen Perſonen, welche gewerbsmäßig Auktionen abhalten, ſind 
verpflichtet, den vorbezeichneten Beamten behufs Prüfung der gehörigen Abgabenentrichtung 
die Einſicht ihrer Akten, Bücher und Schriften zu geſtatten ſowie jede für die Steuer- 
aufſicht erforderliche Auskunft zu erteilen und einen angemeſſenen Raum für die Er 
ledigung ihrer Obliegenheiten zur Verfügung zu ſtellen. 
p) Der bisherige Abſ. 3 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: e 

(3) Privatperſonen find auf Erfordern der Steuerbehörden verpflichtet, ſich über 
die gehörige Beobachtung des Stempelſteuergeſetzes auszuweiſen, wenn Tatſachen vor⸗ 
liegen, welche die Vermutung rechtfertigen, daß von ihnen eine Vorſchrift dieſes Geſetzes 
verletzt worden iſt. g 

e) Als Abſ. 4 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

(a) Wird den auf Grund der Vorſchriften der vorſtehenden Abſätze ergehenden 
Aufforderungen nicht genügt, ſo kann die Steuerbehörde die Säumigen, ſoweit es ſich 
nicht um Behörden oder Beamte handelt, durch Feſtſetzung und Einziehung von Ord— 
nungsſtrafen in Geld zur Befolgung der getroffenen Anordnungen anhalten. Der Feſt⸗ 
ſetzung einer Ordnungsſtrafe hat ihre Androhung vorherzugehen. 

d) Der bisherige Abſ. 4 wird nach Streichung des erſten Satzes Abf. 5. 


a 12. Im $ 32 wird hinter dem Worte „Überwachung“ das Wort „und“ eingefügt und werden 
die Worte „und wegen Anlegung der in der Tarifſtelle „Pacht- und Mietverträge“ vorgeſchriebenen 
Verzeichniſſe“ geſtrichen. 

13. Als 5 34 wird eingefügt: 3 3 
ö 9 34. 70 
Abergangsbeſtimmungen. 5 

0) Dieſes Geſetz tritt am 1. November 1924 in Kraft. Bezüglich derjenigen 
Urkunden, welche vor dem 1. November 1924 Stempelpflichtigkeit erlangt haben, kommen 
die bisherigen Beſtimmungen zur Anwendung. 5 
dee) Am 1. November 1924 in Geltung befindliche Jagdpachtverträge ſind für das 
Kalenderjahr 1924 nach den bisherigen Beſtimmungen zu verſteuern. 

(3) Dieſes Geſetz gilt nicht für die Hohenzollernſchen Lande und die Inſel Helgoland. 
14. Die Überſchrift des § 36 „Schlußbeſtimmung“ wird durch das Wort „Schlußbeſtim⸗ 
mungen“ erſetzt. 
Der $ 36 erhält folgenden Zuſatz als Abſ. 2: 

1 Der Finanzminiſter kann ferner, ſofern im Einzelfalle die Zahlung oder zwangs— 
weiſe Beitreibung des vollen Steuerbetrags mit beſonderen Härten für den Steuer⸗ 
pflichtigen verbunden ſein würde, auf Antrag die Stempelabgabe bis auf den im $ 11 
vorgeſehenen Mindeſtbetrag ermäßigen oder erlaſſen. Er kann dieſe Befugnis für beſtimmte 
Arten von Fällen auf die nachgeordneten Behörden übertragen. 
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Der Stempeltarif in der Faſſung der Bekanntmachung vom 16. März 1924 (eſetzſamml. 
S. 139) wird wie folgt geändert: 
1. Die Tarifſtellen 5, 6, 7, 10, 11, 15, 22, 26, 28, 31, 33, 39, 40, 42, 43, 46, 49, 51, 
64, 68, 77 fallen weg. 
2. Ferner werden folgende Tarifſtellen geändert: 
Die Tarifſtelle 1 erhält folgende Faſſung: 
1. Abſchriften, gerichtlich oder notariell beglaubigte, ſiehe Duplikate. 
Tarifſtelle 2. Im Abſ. 1 werden die Worte „nach § 84 Abſ. 1b des Kapitalverkehrſteuer⸗ 
geſetzes Stempelfreiheit eintritt oder“ geſtrichen und hinter dem Worte „kommen“ die Worte eingefügt: 
„oder dem Indoſſament ein nach dem Kapitalverkehrſteuergeſetze der Börſenumſatzſteuer 
unterworfenes oder von dieſer befreites Anſchaffungsgeſchäft zugrunde liegt“. 
Hinter dem Abſ. 8 wird folgender Abſatz neu eingefügt: 

(9) Die Vorſchriften der Abf. 4 bis 8 finden entſprechende Anwendung auf die Über⸗ 

tragung des Pfandrechts an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe. 
Der bisherige Abſ. 9 erhält als Abſ. 10 folgende Faſſung: 

(10) Befreit find: Urkunden, wodurch eine Forderung an eine Gemeinde oder einen 
Gemeindeverband, an einen Giroverband, an eine Körperſchaft ländlicher oder ſtädtiſcher 
Grundbeſitzer, eine Grundkredit⸗ oder Hypothekenbank oder eine Schiffspfandbrief⸗ oder 
Schiffsbeleihungsbank abgetreten wird, falls auf Grund der Abtretung nach dem Kapital⸗ 
verkehrſteuergeſetze reichsſteuerpflichtige oder von der Reichsſteuer befreite Renten⸗ oder 

Schuldverſchreibungen demnächſt ausgereicht werden. 
Die Tarifſtelle 16 erhält folgende Faſſung: 

(1) Duplikate (Nebenausfertigungen) ſowie ger ichtlich oder notariell beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften von ſtempelpflichtigen Urkunden.. 3 Goldmark, jedoch nicht über den zu 
der ſtempelpflichtigen Urkunde ſelbſt erforderlichen Stempel hinaus. 

(2) Befreit find beglaubigte Abſchriften, welche gemäß § 9 des Geſetzes vom 
10. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 25) den zuſtändigen Behörden zu erteilen find. 

Tarifſtelle 20 Erbrezeſſe). In der Spalte „Berechnung der Stempelabgabe“ werden die 
Worte hinzugefügt: 
mit Ausnahme der unter das Grunderwerbſteuergeſetz fallenden Gegenſtände. 
Tarifſtelle 32. Im Abf. 1 erhalten die Beſtimmungen unter b und e die Bezeichnungen 
a und b. 
Abſ. 2 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) bei gerichtlichen Zwangsverſteigerungen nach dem Werte der nicht der Grund— 

erwerbſteuer unterliegenden Gegenſtände des Zuſchlagsbeſchluſſes. 
Abſ. 2 Ziffer 4 wird geſtrichen. 


Im Abf. 4 wird das Wort en durch das Wort „Siſcassbeſchlaß⸗ erſetzt. 
Der Abf. 10 wird Abſ. 9 
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Tarifſtelle 45 erhält folgende Faſſung: 


45. Notariatsurkunden ſ. Protokolle. 


Tarifſtelle 48 erhält folgende Faſſung: 
5 48. Pacht- und Mietverträge. 


„Verträge über die Verpachtung oder Vermietung von außerhalb Landes gelegenen Grund, 


ſtücken oder ihnen gleichgeachteten Rechten ſowie von Sagbberechtigungen an ſolchen 

Grundſtücken 1,50 Goldmark. 

(1) a) Verträge über die Verpachtung der Jagd (Jagdpachtvertröge ſowie über die 
Erlaubnis zum Abſchuſſe jagdbarer Tiere auf inländiſchen Grundſtücken 2 vom 
Hundert des Pachtzinſes oder des Entgelts für die Abſchußerlaubnis einſchließlich 
des Wertes aller, auch der nicht in Geld beſtehenden Nebenleiſtungen. 

Verträge über die Anpachtung von e Jagdbezirken unter 
liegen jedoch, ſofern der verabredete, nach der Dauer eines Jahres zu berechnende 
Pachtzins den Betrag von 1 500 Goldmark nicht überſteigt und als Pächter 
ausſchließlich ſolche Inländer auftreten, welche im Gemeindebezirk ihren Wohnſitz 
baben und zu den Jagdgenoſſen des Jagdbezirkes gehören, nur einem Stempel 
von /b vom Hundert des Pachtzinſes einſchließlich des Wertes aller, auch der 
nicht in Geld beſtehenden Nebenleiſtungen. 

b) Verträge über die Verpachtung im Inlande gelegener unbeweglicher Sachen zur 
land, oder forſtwirtſchaftlichen Nutzung "ro vom Hundert des Pachtzinſes, 
wobei der Wert nicht in Geld beſtehender Nebenleiſtungen dem Zinſe nicht hinzu⸗ 
zurechnen iſt. 

c) Sonſtige Pacht⸗ und Mietverträge jeder Art / vom Hundert des Pacht⸗ 
oder Mietzinſes, wobei der Wert nicht in Geld beſtehender Nebenleiſtungen 
dem Zinſe nicht hinzuzurechnen iſt. 

(2) Der Stempel berechnet ſich nach der Dauer der bedungenen Vertragszeit. Bei 
Verträgen auf unbeſtimmte Zeit iſt der Verſteuerung eine einjährige Dauer zugrunde 
zu legen. Enthält ein Pacht⸗ oder Mietvertrag die Beſtimmung, daß nach Ablauf der 
zunächſt beſtimmten, auf länger als 1 Jahr bemeſſenen Vertragsdauer das Rechtsver⸗ 
hältnis unter gewiſſen Vorausſetzungen als verlängert gelten ſoll, ſo berechnet ſich der 
le zu dieſem Vertrage nach der Dauer der zunächſt beſtimmten Vertragszeit. Bei 
Verträgen, die auf die Lebenszeit des Verpächters oder Pächters, des Vermieters oder 
Mieters geſchloſſen find, kommt die Vorſchrift des §8 6 Abſ. 10 des Geſetzes zur 
Anwendung. 

(3) Die durch Briefwechſel oder einen Auskauſch ſonſtiger ſchriftlicher Mitteilungen 
zuſtande gekommenen Verträge find hinſichtlich der Stempelpflicht wie förmliche ſchriftliche 
Verträge zu behandeln. 

(4) Befreiungen. 

Befreit find: 

1. Verträge über die Verpachtung oder Vermietung im Inlande gelegener Grundſtücke 
oder Gebäude oder Teile von ſolchen, bei denen der Pacht- oder Mietzins den 
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Betrag von 1000 Goldmark in einem Jahre nicht überſteigt; auf Jagd- und 
Fiſchereipachtverträge findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

Auf Verträge, bei denen der Jahreszins 1000 Goldmark überſteigt, findet 
die Vorſchrift des § 4 Abſ. 1a dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, 
daß der Stempel nicht in Anſatz kommt, wenn der für die Geſamtdauer des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes zu entrichtende Pacht- oder Mietzins den dort angegebenen Betrag 
nicht überſteigt. 

2. Mietverträge, durch die Gaſtwirte oder Zimmervermieter Fremde zur Beher— 
bergung aufnehmen. 
Die Tarifſtelle 53 erhält folgende Faſſung: 
215 i 53. Protokolle. 
J. Gerichtliche und notarielle Protokolle 
a) über Verloſungen oder Ziehungen 30 Goldmark, 
p) über Generalverſammlungen von Aktiengeſellſchaften oder von Kommanditgeſell— 
x ſchaften auf Aktien 50 Goldmark, 
e) über die Verſammlungen der Geſellſchafter von Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung 20 Goldmark. 
5 II. (1) Notariatsurkunden, wenn fie die- Stelle einer in dieſem Tarife beſteuerten Ver⸗ 
By; handlung vertreten, wie dieſe, ſonſt und in allen Fällen mindeſtens 3 Goldmark. : 
(2) Befreit find Notariatsurkunden, in denen ausſchließlich Grundſtücksveräußerungs⸗ 
verträge oder Auflaſſungen oder Anmeldungen zum Handels-, Vereins-, Genoſſenſchafts⸗ 
oder Güterrechtsregiſter beurkundet werden. 
II. Sonſtige Protokolle, welche in Privatangelegenheiten von Behörden oder Beamten auf— 
genommen ſind, 
a) wenn fie die Stelle einer in dieſem Tarife beſteuerten Verhandlung vertreten, wie 
dieſe, mindeſtens aber 3 Goldmark, 
b) andernfalls frei. Se 
In Tarifſtelle 57 (Schiedsſprüche) werden in Spalte 3 des Stempeltarifs die Steuerſätze 
von 100 Mark und 10 Mark auf 5 000 Mark und 20 Mark erhöht. 
Tarifſtelle 58. Die Vorſchriften unter I Abſ. 2b erhalten folgende Faſſung: 
p) (1) Schuldverſchreibungen über Darlehen, welche innerhalb Jahresfriſt oder in einem 
kürzeren Zeitraume zurückzuzahlen find, / vom Hundert der Darlehnsſumme. 

(e) So oft die Rückzahlungsfriſt durch ſchriftliche Verabredungen über die Ver⸗ 
längerung der Darlehen oder durch Ausſtellung neuer Schuldverſchreibungen bis zu einem 
Zeitraume von einem Jahre ſeit der Begründung des Schuldverhältniſſes verlängert wird, iſt 
ein weiterer Stempel von je / vom Hundert wie vor fällig, jedoch für die urſprüngliche 
Beurkundung und ſämtliche Verlängerungen zuſammen nicht mehr als / „vom Hundert wie vor. 

(3) Wird die Rückzahlungsfriſt über einen Zeitraum von einem Jahre ſeit der Begrün⸗ 
dung des Schuldverhältniſſes hinaus verlängert, fo iſt ein Stempel von 0 vom Hundert 
wie vor unter Anrechnung der zur urſprünglichen Beurkundung und zu früheren Ver⸗ 
längerungen bereits entrichteten Stempel fällig. 
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() Die Vorſchrift des vorhergehenden Abſatzes findet entſprechende Anwendung auf 
nicht oder in nicht ſtempelpflichtiger Form beurkundete, tatſächlich eintretende Ver— 
längerungen der Rückzahlungsfriſt. Die Friſt gilt in ſolchen Fällen als auf einen 
über ein Jahr ſeit der Begründung des Schuldverhältniſſes hinausgehenden Zeitraum 
verlängert. Die in dieſen Fällen erforderlichen Stempel find zu der urſprünglichen 
Urkunde binnen zwei Wochen nach dem Eintritte der Verlängerung zu verwenden. 

(5) Die Anrechnung der früher gezahlten Stempel iſt bei ſchriftlichen Verlängerungen 
nur zuläſſig, wenn auf den Schriftſtücken über die Verlängerung vom Ausſteller ver⸗ 
merkt iſt, zu welchen Urkunden und zu welchen Beträgen die früher gezahlten Stempel 
verwendet ſind. g 

Im Abſ. 3 „Befreiungen“ unter a werden die Worte „mit einem Sechſtel“ durch die 
Worte „mit drei Zehntel“ erſetzt. 
Die Befreiungsvorſchrift unter d erhält folgende Faſſung: 

d) Schuldverſchreibungen, die für Gemeinden oder Gemeindeverbände, für Giroverbände, 
für Körperſchaften ländlicher oder ſtädtiſcher Grundbeſitzer, für Grundkredit⸗ oder 
Hypothelenbanken oder Schiffspfandbrief- oder Schiffsbeleihungsbanken ausgeſtellt werden, 
falls auf Grund der Schuldverſchreibungen reichsſteuerpflichtige oder von der Reichs⸗ 
ſteuer befreite Renten- oder Schuldverſchreibungen demnächſt ausgereicht werden. 

Anter III werden im Abſ. 1 hinter den Worten „öffentlichem Buchel! die Worte „oder 
eines Schiffspfandrechts im Schiffsregiſter“ eingefügt und der 2. Halbſatz wie folgt gefaßt: „ſowie 
der Antrag auf Eintragung der Verpfändung einer Hypothek, Grundſchuld, wiederkehrenden Geld⸗ 
leiſtung oder eines Schiffspfandrechts durch den eingetragenen Gläubiger in Büchern der be⸗ 
zeichneten Art!!, 

Tarifſtelle 59 (Sicherſtellung von Rechten): 

a) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

e) Auf Höchſtbetragshypotheken und ⸗ſchiffspfandrechte im Sinne der SI 1190 und 
1271 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet der vorſtehende Steuerſatz gleichfalls An— 
wendung. 

5) Im Abf. 5 erhält die Vorſchrift unter e folgende Faſſung: 

e) Arkunden über Sicherſtellungen der Inhaber der elterlichen Gewalt, der Beiſtände, 
Vormünder und Pfleger (s 1668, 1693, 1844 und 1915 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). ö : 
In der Tarifſtelle 66 „Verfügungen von Todes wegen“ werden der Befreiungsvorſchrift Nr. 1 
die Worte hinzugefügt: 
„oder lediglich die Anordnung der Feuerbeſtattung enthalten “. 
Tariſſtelle 71 (Verträge). In Nr. 2 Abſ. 3 „Befreiungen“ wird hinter b folgende 
Vorſchrift eingefügt: 

e) Verhandlungen der Seemannsämter über die An- oder Abmuſterung von Schiffe 

männern. 


Die bisherige Vorſchrift e erhält die Bezeichnung d. 
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Tarifſtelle 73 (Vollmachten). Im Abſ. 1 wird der Satz 2 „wenn die Vollmacht zur 
Vornahme aller uſw. bis: wie vor“ geſtrichen. = 
Abſ. 7 erhält folgende Faſſung: 
(7). Befreit find: 

a) Vollmachten in allen durch die Straf- und Zivilprozeßordnung geregelten Ange 
legenheiten, zu Verhandlungen vor den Kaufmanns- und Gewerbegerichten, den 
Verſicherungsbehörden im Sinne der Reichsverſicherungsordnung, den Miet- und 
Pachteinigungsämtern und den Schlichtungsausſchüſſen ſowie zur Vertretung vor 
Verwaltungsbehörden und in Steuerſachen; 

b) Auflaſſungsvollmachten, wenn das der Einigung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
von einem Notar oder einer Behörde beurkundet und die Vollmacht in der Urkunde 
erteilt iſt. 


Tarifſtelle 75 (Werkverdingungsverträge). Im Abſ. 2 werden die Worte „Buchſtabe 6“ durch 
die Worte „Abſ. 1 b“ erſetzt. 


In der Tarifitelle 78 wird das Wort „ZJuſchlagsbeſcheide“ durch das Wort „Zuſchlags— 

beſchlüſſe“ erſetzt. f 
f Artikel III. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut des Stempelſteuergeſetzes und des Stempel⸗ 
tarifs, wie er ſich aus den Anderungen dieſes Geſetzes ergibt, unter laufender Nummernfolge der 
Paragraphen und der Tarifſtellen und unter Übernahme der lediglich Verweiſungen auf andere 
Nummern enthaltenden Tarifſtellen in eine vor dem Tarif einzufügende Überſicht durch die Geſetz— 
ſammlung bekanntzumachen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. Oktober 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
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